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EU-Beihilferecht: Die Fördertätigkeit der 

Deutschen Bundesstiftung Umwelt fällt unter 

die beihilferechtlichen Regelungen der EU. Die 

Förderleitlinien wurden daher bei der EU-

Kommission notifiziert. In der Praxis bedeutet 

die Einstufung der Fördermittel als Beihilfen, 

dass die Zulässigkeit von Fördervorhaben zu-

nächst am Maßstab des Europäischen Beihil-

ferechts zu messen ist. 

 

Bei Projekten der Forschung und Entwicklung 

(F & E) ist die Bewertung aus EU-rechtlicher 

Sicht am Maßstab des Unionsrahmens für 

staatliche Beihilfen zur Förderung von For-

schung, Entwicklung und Innovation zu mes-

sen. Je nach Art des Projektes können nach 

dem Unionsrahmen: 

 

• für Grundlagenforschung bis zu 100 %, 

• für industrielle Forschung bis zu 50 %, 

• für experimentelle Entwicklung bis zu 

25 % 

 

gewährt werden. Mit Blick auf die Förderinten-

sität gilt, dass bei steigender Marktrelevanz 

eine niedrigere Förderquote vorgesehen ist. 

Reine Grundlagenforschungsprojekte werden 

durch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

grundsätzlich nicht gefördert. 

 

Bei den genannten Förderintensitäten sind je 

nach Projektkonstellation bestimmte Zu-

schläge bei Erfüllung der KMU-Kriterien oder 

bei Projektdurchführung in einem Regional-

fördergebiet zulässig. Sofern Projekte unter-

schiedlichen F & E-Stufen angehören, kann 

eine Mischquote gebildet werden. Für Hoch-

schulen und bestimmte Forschungseinrich-

tungen kann eine Förderung auf Ausgabenba-

sis gewährt werden. 

 

Im Bereich der Förderung nach den Leitlinien  

für staatliche Klima-, Umweltschutz- und 

Energiebeihilfen sind die Mehrkosten förderfä-

hig, die zur Verringerung bzw. Beseitigung 

von Verschmutzung und Schadstoffen oder 

zur entsprechenden Anpassung von Produkti-

onsverfahren und Produkten erforderlich sind. 

 

 

 

 

 

 

Für die DBU sind für diesen Bereich aus ge-

meinnützigkeitsrechtlichen Gründen Projekte 

von Relevanz, wo der Stand der Technik oder 

verbindliche Umweltnormen überschritten 

werden. Die Förderquote ist je nach Beihilfe-

gruppe in unterschiedlicher Höhe limitiert, 

wobei Zuschlagsmöglichkeiten für KMU vorge-

sehen sind. 

 

Sofern eine Förderhöhe von 300.000 € inner-

halb von drei Jahren bezogen auf ein einziges 

Unternehmen nicht überschritten wird, sieht 

die Kommission keine spürbare Wirkung auf 

den Handel und den Wettbewerb in den Mit-

gliedstaaten und erlaubt die sogenannten 

»De-minimis«-Beihilfen unter näher be-

nannten Voraussetzungen. Die »De-mini-

mis«-Regelung gilt unabhängig von der Größe 

der begünstigten Unternehmen. 

 

Die in der Empfehlung der Kommission betref-

fend die Definition der Kleinstunternehmen 

sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 

für kleine und mittlere Unternehmen 

(KMU) festgelegte Definition hat Auswirkun-

gen bei der Prüfung der Höhe der Förder-

quote. Nach der genannten Verordnung liegt 

ein KMU vor, wenn kumulativ: 

 

• weniger als 250 Personen beschäftigt wer-

den, 

• der Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. € 

oder eine Jahresbilanzsumme von 

43 Mio. € nicht überschritten wird, 

• die Unabhängigkeit des Unternehmens ge-

geben ist, d. h. Unternehmen, die nicht zu 

25 % oder mehr des Kapitals oder der 

Stimmanteile im Besitz von einem oder 

von mehreren Unternehmen gemeinsam 

stehen und keine weiteren Verbund- oder 

Partnerunternehmen zu berücksichtigen 

sind, welche die Definition der KMU nicht 

erfüllen. 

 

Die Frage der Beihilferelevanz eines Projektes 

wird im Rahmen der Projektbearbeitung von 

der Deutschen Bundesstiftung Umwelt geprüft 

und geklärt. Sofern Antragsteller mit EU-

rechtlichen Fragen konfrontiert sein sollten, 

bietet die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

ihre Hilfe an. 
 


